
Lausanne, 20. März 2018

Medienmitteilung des Bundesgerichts

Urteil vom 28. Februar 2018 (4A_364/2017)

Informationsanspruch von Verwaltungsratsmitgliedern:
Gerichtliche Durchsetzung möglich

Mitglieder  des  Verwaltungsrates  können  gegenüber  der  Aktiengesellschaft  ihren
Anspruch auf Informationserteilung gerichtlich durchsetzen. Das Bundesgericht klärt
eine bisher offen gelassene Frage und hebt einen Entscheid des Obergerichts des
Kantons Obwalden auf. Ob ein Verwaltungsrat Anspruch auf Einsicht oder Auskunft
hat, ist vom angerufenen Gericht im summarischen Verfahren zu entscheiden.

Gemäss Artikel 715a des Obligationenrechts (OR) kann jedes Mitglied des Verwaltungs -
rates  einer  Aktiengesellschaft  Auskunft  über  alle  Angelegenheiten  der  Gesellschaft
verlangen. Ausserhalb von Sitzungen des Verwaltungsrates können dessen Mitglieder
von den mit der Geschäftsführung betrauten Personen insbesondere fordern, über den
Geschäftsgang informiert zu werden. Soweit es für die Erfüllung einer Aufgabe erforder -
lich ist, kann jedes Mitglied des Verwaltungsrates beim Präsidenten beantragen, dass
ihm Bücher und Akten vorgelegt werden.

Das  Bundesgericht  hat  bisher  ausdrücklich  offen  gelassen,  ob  dieses  gesetzliche
Informationsrecht von Verwaltungsräten auch gerichtlich durchgesetzt werden kann. In
der Lehre sind die Meinungen dazu geteilt. Das Bundesgericht bejaht dies nun in einem
aktuellen Entscheid. Mehrere Gründe, unter anderem der Zweck der Bestimmung, ihre
systematische Einbettung und die Rechtsnatur des Informationsanspruchs, sprechen für
eine  solche  Klagemöglichkeit.  Zu  behandeln  ist  das  entsprechende  Gesuch  eines
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Verwaltungsrates vom Gericht im summarischen Verfahren. Das für die Ausübung des
Verwaltungsratsmandats  erforderliche  Einsichts-  und  Auskunftsrecht  ist  auf  ein  solch
rasches  und  flexibel  gestaltbares  Verfahren  angewiesen.  Im  konkreten  Fall  hat  das
Obergericht  des  Kantons  Obwalden  die  grundsätzliche  Klagemöglichkeit  des  Verwal -
tungsrates  einer  Aktiengesellschaft  zu  Unrecht  verneint.  Die  Sache  wird  deshalb  zur
Prüfung der geltend gemachten Einsichtsrechte ans Obergericht zurückgewiesen.

Kontakt: Peter Josi, Medienbeauftragter
Tel. +41 (0)21 318 91 53; Fax +41 (0)21 323 37 00
E-Mail: presse@bger.ch

Hinweis: Die Medienmitteilung dient zur Information der Öffentlichkeit und der Medien. Die 
verwendeten Formulierungen können vom Wortlaut des Urteils abweichen; für die Recht-
sprechung ist einzig das schriftliche Urteil massgebend. 

Das Urteil ist ab 20. März 2018 um 13:00 Uhr auf www.bger.ch   abrufbar: Rechtsprechung > 
Rechtsprechung (gratis) > Weitere Urteile ab 2000 > 4A_364/2017 eingeben.
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